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BETREFF  Betriebliche Altersversorgung; 

  Lohnsteuerliche Folgerungen der Übernahme der Pensionszusage eines beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführers gegen eine Ablösungszahlung und Wechsel des 
Durchführungswegs 

   BEZUG  BFH-Urteil vom 18. August 2016 - VI R 18/13 - (BStBl II Seite 1); 
Sitzung LSt II/2017 (zu TOP 2b) 

   GZ  IV C 5 - S 2333/16/10002 
DOK  2017/0581849 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 18. August 2016 - VI R 18/13 - (BStBl II 
Seite 1) seine Rechtsprechung bestätigt, nach der im Fall eines beherrschenden Gesell-
schafter-Geschäftsführers die Ablösung einer vom Arbeitgeber erteilten Pensionszusage beim 
Arbeitnehmer dann zum Zufluss von Arbeitslohn führt, wenn der Ablösungsbetrag auf 
Verlangen des Arbeitnehmers zur Übernahme der Pensionsverpflichtung an einen Dritten 
gezahlt wird (BFH-Urteil vom 12. April 2007 - VI R 6/02 -, BStBl II Seite 581). Hat der 
Arbeitnehmer kein Wahlrecht, den Ablösungsbetrag alternativ an sich auszahlen zu lassen, 
wird mit der Zahlung des Ablösungsbetrags an den die Pensionsverpflichtung übernehmenden 
Dritten der Anspruch des Arbeitnehmers auf die künftigen Pensionszahlungen (noch) nicht 
wirtschaftlich erfüllt. Zufluss von Arbeitslohn liegt in diesem Fall nicht vor.  
 

                                                 
1 Seitenzahl wird von der Redaktionsleitung des Bundessteuerblattes ergänzt. 



 
Seite 2  Nach dem Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder ist Folgendes 

zu beachten: 
 
1. Das o. g. BFH-Urteil vom 18. August 2016 ist zum speziellen Fall der Ablösung einer 

vom Arbeitgeber erteilten Pensionszusage eines beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführers, der nicht unter das Betriebsrentengesetz fällt, ergangen. Es ist in 
gleichgelagerten Fällen anzuwenden. Führt danach die Zahlung des Ablösungsbetrags 
an den die Pensionsverpflichtung übernehmenden Dritten nicht zu einem Zufluss von 
Arbeitslohn beim Gesellschafter-Geschäftsführer, liegt Zufluss von Arbeitslohn im 
Zeitpunkt der Auszahlung der späteren (Versorgungs-)Leistungen vor (§ 24 
Nummer 2, § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
EStG). Der übernehmende Dritte hat die Lohnsteuer dann einzubehalten und alle 
anderen lohnsteuerlichen Arbeitgeberpflichten zu erfüllen. 

 
2. Anders als in dem mit o. g. BFH-Urteil vom 18. August 2016 entschiedenen Fall fließt 

einem Arbeitnehmer allerdings dann Arbeitslohn zu, wenn der Durchführungsweg 
nach dem Betriebsrentengesetzes von einer Pensions-/Direktzusage oder von einer 
Versorgungszusage über eine Unterstützungskasse auf einen Pensionfonds, eine 
Pensionskasse oder eine Direktversicherung gewechselt wird und der Arbeitgeber in 
diesem Zusammenhang einen Ablösungsbetrag zahlt (§ 19 EStG). Dies steht im Ein-
klang mit der ständigen Rechtsprechung des BFH, wonach bei Zukunftssicherungs-
leistungen dann von Arbeitslohn auszugehen ist, wenn die Leistung des Arbeitgebers 
an einen Dritten (Versicherer) erfolgt und sich der Vorgang - wirtschaftlich betrach-
tet - so darstellt, als ob der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Mittel zur Verfügung 
gestellt und der Arbeitnehmer sie zum Zweck seiner Zukunftssicherung verwendet hat 
(u. a. BFH-Urteil vom 5. Juli 2012 - VI R 11/11 -, BStBl 2013 II Seite 190). Der Ablö-
sungsbetrag kann in diesem Fall nur unter den entsprechenden Voraussetzungen des 
§ 3 Nummer 66 oder § 3 Nummer 63 EStG steuerfrei bleiben. Von einem steuerpflich-
tigen Ablösungsbetrag hat der Arbeitgeber Lohnsteuer einzubehalten (§ 38 EStG). 

 
Dieses Schreiben ist in allen offenen Fällen anzuwenden. Es wird im Bundessteuerblatt Teil I 
veröffentlicht und steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internetseiten des 
Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik 
- Themen - Steuern - Steuerarten - Lohnsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines zur Ansicht und 
zum Abruf bereit. 
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